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Allgemeine Bearbeitungshinweise: 

1. Beachten Sie die beigefügte Anlage zur Klausur. 

2. Rechtsstand bei allen Aufgaben ist das Jahr 2023. 

3. Bei der Bildung von Buchungssätzen müssen die Kontobezeichnungen 
ausgeschrieben werden. Kontonummern werden nicht gewertet. 

4. Bei der Abgabe sind alle Seiten der Klausur inkl. der Anlage abzugeben. 

5. Sollte der Platz für Lösungen nicht ausreichend sein, benutzen Sie bitte 
separates Papier und kennzeichnen dies entsprechend. 

6. Vermerken Sie bitte die entsprechende Auflage der Gesetzestexte, die 
Sie für Ihre Lösungen verwenden. 

7. Der Korrekturrand auf der rechten Seite darf nicht beschriftet werden. 



1. Aufgabe: (12,0 Punkte) 

Kreuzen Sie an, ob die folgenden Aussagen richtig oder falsch sind und geben Sie nur
bei falschen Aussagen eine Begründung/Korrektur an. 

Nr. Aussage Richtig Falsch mit Begründung/ 
Korrektur

1. 

Kurzfristig Beschäftigte erhalten 
Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall ab der ersten Beschäfti-
gungswoche. 

2. 

Ein studentisches Pflicht-
zwischenpraktikum ist sozialver-
sicherungsfrei in allen Zweigen. 
Die Höhe des Arbeitsentgeltes 
und auch die Arbeitszeit sind 
unerheblich. Es erfolgt keine 
Meldung zur Sozialversicherung 
und es fallen keine Umlagenbei-
träge an. 

3. 

Im Rahmen der Beschäftigung 
in der Übergangszone ermittelt 
sich die Höhe der Umlagen aus 
dem reduzierten rentenversiche-
rungspflichtigen Entgelt. Der Ar-
beitnehmer kann jedoch schrift-
lich auf die Reduzierung ver-
zichten. 



4. 

Die Beschäftigung von Rent-
nern, die Anspruch auf die Re-
gelaltersrente haben ist in der 
Renten- und Pflegeversicherung 
beitragsfrei. 

5. 

Die 20 % Pauschalbesteuerung 
im Rahmen eines geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisses 
deckt ebenso wie die 2 % Pau-
schalsteuer sowohl die Kirchen-
steuer als auch den Solidaritäts-
zuschlag mit ab. 

6. 

Sogenannte „Überbrücker“-
Schüler können in der Zeit zwi-
schen Schulbesuch und Stu-
dium den Schülerstatus beibe-
halten; zwischen Schulbesuch 
und Berufsausbildung ist dies 
nicht möglich. 



2. Aufgabe:  (12,5 Punkte)

Sachverhalt: 
Martin Baumann ist als Angestellter in einem Baumarkt tätig (Teilzeitkraft). Aus dieser 
Tätigkeit bezieht er ein monatliches Entgelt von 1.250,00 Euro. Zusätzlich bekommt er 
von seinem Arbeitgeber eine Wohnung kostenlos zur Verfügung gestellt. 

Für die Lohnabrechnung liegen Ihnen folgende Angaben vor: 
Die ortsübliche monatliche Miete, einschließlich der vereinbarten Nebenkosten, beträgt 
545,00 Euro. Die gesamten steuerlichen Abzugsbeträge belaufen sich laut Steuertabelle 
auf monatlich 110,00 Euro. Die Abgaben zur Sozialversicherung betragen für den Arbeit-
nehmer 315,00 Euro und für den Arbeitgeber 295,00 Euro im Monat. 

Aufgaben: 

a) Nehmen Sie den vorstehenden Sachverhalt zum Anlass und erläutern Sie kurz, wann 
grundsätzlich Sachbezüge an einen Arbeitnehmer außer Ansatz bleiben. Nennen Sie 
dazu die genaue einschlägige Rechtsvorschrift. 

Lösung: 

b) Berechnen Sie übersichtlich den Auszahlungsbetrag für den Monat Juli 2023 für den 
Arbeitnehmer Baumann. Die Bezahlung erfolgt stets per Banküberweisung. 

Lösung: 



c) Bilden Sie die erforderlichen Buchungssätze, einschließlich der Banküberweisungen, 
der Steuern und der Sozialversicherungsbeiträge, nach der „Brutto-Methode“. 

Lösung: 



3. Aufgabe:  (19,0 Punkte)

Sachverhalt: 
Dieter Brosda ist ein erfolgreicher Personal-Coach. Er wohnt mit seiner Familie in Lemgo. 
Ab dem 01.06.2016 wechselt Herr Brosda zu einem großen Chemieunternehmen nach 
Mainz, um dort die Position des Vertriebsleiters zu übernehmen. Die Familie bleibt zu-
nächst in Lemgo wohnen. 

Teilaufgabe 1: 

Dieter Brosda überlegt, zunächst bis zum Ende seiner sechsmonatigen Probezeit, täglich 
zu seiner neuen Arbeitsstätte zu fahren. Die einfache Entfernung beträgt 260 Kilometer. 

Dieter Brosda fährt im Mai und Juni 2023 an insgesamt 44 Tagen mit dem eigenen Pkw 
die Strecke Lemgo nach Mainz und zurück. Dabei ist er jeden Tag ca. 16 Stunden von 
zu Hause entfernt. 

Aufgabe: 

Berechnen Sie die Kosten, die Herr Brosda in diesen beiden Monaten als Werbungskos-
ten geltend machen kann. Gehen Sie dabei auf die Fahrtkosten und den Verpflegungs-
mehraufwand ein. 

Lösung: 

Teilaufgabe 2: 

Ab Juli 2023 erhält Herr Brosda einen Firmenwagen mit einem Bruttolistenpreis von 
58.888,00 Euro gestellt. Im Juli fährt er an 23 Tagen von Lemgo nach Mainz und zurück. 

Aufgabe: 

Prüfen Sie, ob Dieter Brosda auch im Juli 2023 Werbungskosten für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte geltend machen kann. 

Wenn Sie die Frage bejahen, begründen Sie stichwortartig Ihre Lösung und berechnen 
Sie die Werbungskosten. Wenn Sie Frage verneinen, begründen Sie Ihre Antwort. 



Lösung: 

Teilaufgabe 3: 

Ab August 2023 beschließt Herr Brosda sich, wegen der hohen Belastung durch die lan-
gen Fahrtzeiten, ein Hotelzimmer in Mainz zu nehmen. Die Kosten für das Hotelzimmer 
betragen ohne jede Mahlzeit monatlich 1.100,00 Euro und werden von Herrn Brosda 
selbst getragen. Vom Hotel zur ersten Tätigkeitsstätte beträgt die einfache Entfernung 
8 Kilometer. Diese wird von Herrn Brosda im August an 21 Tagen zurückgelegt. 

An vier Wochenenden fährt Herr Brosda mit dem Firmenwagen zu seiner Familie nach 
Lemgo. Nach Mainz reist er montags morgens um 10.00 Uhr an und fährt freitags um 
19.00 Uhr wieder nach Hause. Für alle Fahrten nutzt er das ihm überlassene Firmenfahr-
zeug. 

Mittags isst Herr Brosda in der Firmenkantine zum täglichen Festpreis von 6,00 Euro. 
Morgens und abends holt er sich aus einer Bäckerei bzw. von einem Imbiss etwas zu 
essen und zu trinken. Er kann an 21 Tagen zusätzlich jeweils 15,00 Euro Kosten nach-
weisen. 

Aufgabe: 

Berechnen Sie die Werbungskosten, die Herr Brosda im August 2023 geltend machen 
kann. Unterstellen Sie, dass der Arbeitgeber keine Erstattungen geleistet hat. 

Gehen Sie bei Ihrer Lösung auf die Fahrtkosten zur ersten Tätigkeitstätte (c1), die Fami-
lienheimfahrten (c2), die Unterbringungskosten (c3) und die Verpflegungskosten (c4) ein. 

Nichtansätze sind unter Nennung der genauen Rechtsgrundlage zu begründen. 



Lösung: 

(c1): Fahrten zur ersten Tätigkeitsstätte: 

(c2): Familienheimfahrten: 

(c3): Unterbringungskosten: 

(c4): Verpflegungsmehraufwand: 



4. Aufgabe:  (15,0 Punkte) 

Sachverhalt: 
Andreas Schubert arbeitet im Logistikbetrieb von Herrn Alfred Läufer. Herr Schubert ist 
dort als Disponent mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 38,0 Stunden beschäftigt und 
bezieht dafür ein monatliches Entgelt von 3.800,00 Euro. Wegen zahlreicher neuer Auf-
träge werden einige zusätzliche Schichten notwendig und diverse Überstunden. Herr 
Läufer vereinbart mit seinen Arbeitnehmern folgende Regelungen: 

� Arbeiten an Sonntagen werden mit einem Zuschlag von 45 % abgerechnet, 
� Pausen stellen bezahlte Arbeitszeit dar, 
� anfallende Überstunden werden mit einem Zuschlag von 20 % vergütet. 

Für den Abrechnungsmonat Juli 2023 reicht Herr Schubert nachfolgende Arbeitszeit-
nachweise ein: 

� Sonntagsarbeit:    16,0 Stunden, 
� geleistete Gesamstunden:  172,0 Stunden. 

Aufgaben: 

a) Ermitteln Sie in übersichtlicher Form den Überstundenzuschlag für Herrn Schubert im 
Abrechnungsmonat Juli 2023. Nutzen Sie bei Ihren Berechnungen den Umrech-
nungsfaktor von 4,35. 

Lösung: 



b) Berechnen Sie nachvollziehbar die Höhe der übrigen Zuschläge und geben Sie dazu 
die gesetzliche Grundlage an. 

Lösung: 

c) Ermitteln Sie das gesamte Steuerbruttogehalt für den Abrechnungsmonat Juli 2023. 

Lösung: 



5. Aufgabe: (16,0 Punkte) 

Sachverhalt: 
Arnold Weber ist als technischer Angestellter bei einer GmbH in Münster beschäftigt. Laut 
Personalakte bezieht er ein monatliches Festgehalt von 3.200,00 Euro. Gehaltserhöhun-
gen sind nicht vorgesehen. Herr Weber ist in der Steuerklasse 1 eingereiht, konfessions-
los und trägt eine monatliche Lohnsteuerbelastung von 11 %. 
Im Juni 2023 erhält er sein vertraglich fest vereinbartes Urlaubsgeld von 1.500,00 Euro. 
Weitere Zusatzbeträge sind nicht vorliegend. Dadurch erhöht sich die Lohnsteuerbelas-
tung um 0,5 % im Jahr. 

Aufgaben: 

a) Zu welcher Art von Bezügen zählt das ausgezahlte Urlaubsgeld? Geben Sie die ge-
setzliche Grundlage an. 

Lösung: 

b) Berechnen Sie in einer übersichtlichen Darstellung, wie hoch die Lohnsteuer auf das 
Urlaubsgeld ausfällt. 

Lösung: 



c) Ermitteln Sie nachvollziehbar den Auszahlungsbetrag von Herrn Weber für den Ab-
rechnungsmonat Juni 2023. Gehen Sie dabei von einer gesamten Sozialversiche-
rungsbelastung von 20,57 % aus. 

Lösung: 

6. Aufgabe:  (6,0 Punkte)

Beurteilen Sie die nachstehenden Sachverhalte in Bezug auf eine mögliche Lohnsteuer-
freiheit, ob eine Möglichkeit der Pauschalversteuerung vorliegt und ob eine Sozialversi-
cherungsfreiheit greift. Tragen Sie dazu entweder „ja“ oder „nein“ in das jeweilige Feld 
ein. 

Nr. Sachverhalt 
Lohnsteuer-

frei? 

Pauschalver-
steuerung 
möglich?

Sozialversi-
cherungs-

frei?

1. 

Der Arbeitgeber zahlt seinem 
Arbeitnehmer am Montag die 
Fahrtkarte für die Fahrt am 
vergangenen Sonntag zum 
Fußballspiel. 

2. 

Zum Geburtstag erhält der Ar-
beitnehmer aus dem Lager sei-
nes Arbeitgebers eine Flasche 
Champagner zum Einkaufs-
wert von 50,00 Euro ohne Um-
satzsteuer.



7. Aufgabe:  (19,5 Punkte)

Teilaufgabe 1: 

a) Durch Anhebung der Jahresarbeitsentgeltgrenze unterschreitet Arbeitnehmer Müller 
diese ab dem Jahr 2024 nicht nur vorübergehend. Welche Folgen hat ein solches 
Unterschreiten grundsätzlich für die Lohnbuchhaltung? 

Lösung: 

b) Bei welchen drei Anlässen muss der Arbeitgeber die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
überprüfen? 

Lösung: 

Teilaufgabe 2: 

Sachverhalt: 
Unternehmer Markus Schnell kommt etwas aufgebracht zu Ihnen. Er hat folgende Sach-
verhalte in seinen verschiedenen Unternehmen aufgedeckt und bittet Sie zu prüfen, ob 
es Ärger mit der Sozialversicherungsprüfung geben kann (weil ein Verstoß gegen eine 
Vorschrift vorliegt). 

Aufgabe: 

Entscheiden Sie, ob die Sozialversicherungsprüfung nachfolgende Fälle korrigieren wird. 
Kreuzen Sie dabei „ja“ oder „nein“ an. Im Korrekturfall begründen Sie stichpunktartig, 
warum eine Korrektur erfolgen muss. 

Fall 1: 
Im Unternehmen wurde jedem Arbeitnehmer, egal ob Vollzeitkraft, Teilzeitkraft oder Mi-
nijobber, im Januar 2023 eine feste Inflationsausgleichsprämie von 1.000,00 Euro ge-
zahlt. 

Korrekturbedarf
Ja Nein



Begründung (nur bei Korrekturbedarf) 

Fall 2: 
Minijobber Uwe Ackermann hat im Kalenderjahr 2022 monatlich 520,00 Euro verdient. 
Urlaubstage hat er keine genommen, sondern sich das Geld lieber auszahlen lassen 
(700,00 Euro). 

Korrekturbedarf
Ja Nein

Begründung (nur bei Korrekturbedarf) 

Fall 3: 
Auf dem Konto „Sonstige lohnsteuerfreie Aufmerksamkeiten“ wurden 5 Barzahlungen 
aus der Kasse zu je 60,00 Euro an Arbeitnehmer zum jeweiligen Geburtstag verbucht. 

Korrekturbedarf
Ja Nein

Begründung (nur bei Korrekturbedarf) 



Fall 4: 
Markus Schnell hält 51 % der Anteile an der „Schnellstens GmbH“. Dort ist er auch als 
GmbH-Geschäftsführer angestellt. Obwohl ihm bei der Lohnabrechnung Lohnsteuer ab-
gezogen wurde, wurden keine Beiträge an die Sozialversicherungen einbehalten. 

Korrekturbedarf
Ja Nein

Begründung (nur bei Korrekturbedarf) 


